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Die Urganiſation der inneren Verwaltung Bayerns ). 


Wie in den meiſten deutſchen Staaten, fehlt auch in Bayern ein 
ſyſtematiſches Geſetz, in welchem das umfaſſende Gebiet der allge⸗ 
meinen Landesverwaltung, wenigſtens in den Grundlagen, geregelt 
wäre. Das bezügliche maſſenhafte Material iſt in einzelnen Beſtim⸗ 
mungen der Verfaſſungsurkunde, in Specialgeſetzen und in zahlreichen 
königlichen Verordnungen und miniſteriellen Vollzugsvorſchriften zer⸗ 
ſtreut. 

Obwohl Bayern bereits im Jahre 1818 in die Reihe der con⸗ 
ſtitutionellen Staaten eingeführt iſt, ſo haben doch die Verwaltungs⸗ 
einrichtungen, welche aus dem Boden des abſoluten Staates gewachſen 
waren, in manchen Beziehungen ihren urſprünglichen Charakter bis zur 
Gegenwart beibehalten. In dem langen Zeitraume vom Jahre 1818 
bis 1848 beſchäftigte ſich die Geſetzgebung wenig mit Verwaltungs⸗ 
gegenſtänden; erſt ſeit dem Jahre 1848 iſt ihre Thätigkeit für die 
Befriedigung adminiſtrativer Bedürfniſſe fruchtbarer geworden. Unter 
der gegenwärtigen Regierung des Königs Ludwig II. wurde die Bahn 
der Verwaltungsreform durch Erlaſſung der ſogenannten Socialgeſetze 
(Gemeindeordnungen für die Landestheile rechts des Rheines und für 
die Pfalz vom 29. April 1869, Gewerbegeſetz vom 30. Januar 1868, 
Geſetz über Heimat, Verehelichung und Aufenthalt vom 16. April 1868, 
Geſetz über öffentliche Armen⸗ und Krankenpflege vom 29. April 1869) 
mit Erfolg betreten. i 

Unter den organiſchen Verordnungen der früheren Zeit iſt die 
k. Verordnung vom 17. December 1825, betreffend die Formation, den 
Wirkungskreis und den Geſchäftsgang der oberſten Verwaltungsſtellen 


Nach einem Aufſatze des Regierungsrathes Frh. v. Caſtell in München in 
Hartmann's Zeitſchrift. \ 


in den Kreiſen (Regierungsbezirken) hier in erſter Linie erwähnens⸗ 
werth, da fie einen officiellen und ſyſtematiſchen Wegweiſer für das 
Studium der bayeriſchen Adminiſtration bildet. 

Im Laufe der Zeit hat dieſes Syſtem zwar manche Durchlöche⸗ 
rung erlitten, es beſteht aber doch noch im Hauptbaue, obwohl der 
Reparatur bedürftig, — fort. 

Aus dieſem Wegweiſer iſt zu entnehmen, daß die Gliederung 
der bayeriſchen Verwaltungsbehörden, welche früher mit den Juſtiz⸗ 
organen verwachſen waren, ſichtlich der älteren Gerichtsverfaſſung nach⸗ 
gebildet wurde. Die drei Stufen, welche ſich geſchichtlich für den 
gerichtlichen Rechtszug entwickelt hatten, wurden auf die Verwaltung 
übertragen; dagegen konnte die Scheidung, welche ſich zwiſchen dem 
Juſtizminiſterium und dem oberſten Gerichtshofe im Juſtizweſen längſt 
vollzogen hat, in der Verwaltungsrechtspflege bisher noch keine analoge 
Geltung erlangen. 

Der Berwaltungs⸗Organismus findet ſeinen Einigungspunkt in 
den Miniſterien des Innern, beziehungsweiſe in dem k. Staatsrathe, welche 
als Centralorgane die innere Landesverwaltung leiten, zugleich aber 
in höchſter Inſtanz verwaltungsrichterliche Befugniſſe ausüben. 

In jedem Regierungsbezirke beſteht eine Kreisregierung, Kammer des 
Innern als Zwiſchenorgan, welcher als äußere Zweigorgane die 
Diſtrictsverwaltungsbehörden des Kreiſes untergeordnet ſind. 

Dieſe ſämmtlichen Verwaltungsinſtanzen beſorgen zugleich die 
Verwaltungsrechtspflege, ſowie die Verwaltung im engeren Sinne 
(Angelegenheiten, in denen lediglich adminiſtrative oder polizeiliche 
Zweckmäßigkeitsfragen zu löſen find) —, und üben auch eine Axt von 
geſetzgebender Gewalt aus, indem fie allgemeine polizeiliche Anord⸗ 
nungen (Vorſchriften) nach Maßgabe des Polizeiſtrafgeſetzbuches vom 
Jahre 1871 erlaſſen, welche der Strafrichter nur in Bezug auf geſetz⸗ 
liche Giltigkeit, nicht aber in Bezug auf Nothwendigkeit oder Zweck⸗ 
mäßigkeit in Erwägung ziehen darf. 

Die Selbſtverwaltung der Staatsangehörigen beſchränkt ſich, — 
abgeſehen von den größeren rechtsrheiniſchen Städten, — auf das 
wirthſchaftliche (communale) Gebiet und wird durch die freigewählten 
Organe der politiſchen Gemeinden, die von den k. Bezirksämtern gelei⸗ 
teten Diſtrictsräthe (analog den preußiſchen Kreistagen) und deren Aus⸗ 
ſchüſſe, ſowie durch die den Kreisregierungen beigeordneten Landräthe 
(Provinzialverſammlungen) und die Landrathausſchüſſe vollzogen. 

Auch der Landtag erſtreckt ſeinen Einfluß auf gewiſſe Gegen⸗ 
ſtände der laufenden Verwaltung. 

Im Einzelnen iſt über die beſtehende Ordnung des inneren 
Staatslebens Bayerns Folgendes in Grundzügen näher darzulegen: 

Zu den in der Verfaſſung vorgeſehenen, unmittelbar mit dem 
Monarchen verkehrenden Staatsorganen gehört zunächſt der k. Staats⸗ 
rath, deſſen Bildung (Formation), Wirkungskreis und Geſchäftsgang 
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zuletzt durch die k. Verordnung vom 18. November 1825 geregelt geſellſchaften zuſtehen, ſowie die auf ſittliche, geiſtige und künſtleriſche 
wurden. Adn, auf Erziehung und Unterricht bezüglichen Aufgaben des 

Der Staatsrath, welcher unter dem Präſidium des Königs oder Staates, ferner die oberſte Curatel über die Stiftungen für Cultus 
des von ihm beſtimmten Stellvertreters aus königlichen Prinzen, den und Unterricht. 
activen Miniſtern und aus vom Könige ernannten Staatsräthen beſteht, Dem Cultusminiſterium, bei welchem auf das religiöſe Bekennt⸗ 
bildet theils in Gegenſtänden der Geſetzgebung und bei allgemeinen | niß der (juriſtiſch ge bildeten) Referenten Rückſicht genommen werden 
Verwaltungsmaßregeln die höchſte berathende Stelle (Kronrath), theils] muß, iſt erſt durch Verordnung vom 22. November 1872 ein be⸗ 
in beſtimmten Fällen der Adminiſtrativjuſtiz das in letzter Inſtanz rathendes Collegium von Fachmännern — der „oberſte Schulrath“ —, 
erkennende Collegium. jedoch nur in Angelegenheiten der humaniſtiſchen und techniſchen Mittel⸗ 

In einer Verordnung vom 8. Auguſt 1810 wurden 17 Kate⸗ ſchulen beigegeben worden. Eine Aufzählung der der oberſten Leitung dieſer 
gorien von Gegenſtänden aufgezählt, welche von dieſem Collegium in Landesſtelle anvertrauten Anſtalten für Pflege der Wiſſenſchaft, Kunſt, 
dritter Inſtanz zu entſcheiden waren. Dieſe „gemiſchten Rechtsſachen“, Erziehung, des Unterrichts und Cultus würde hier zu weit führen. 
die meiſtens wirkliche Privatrechte berührten, ſind jedoch größtentheils Zur Verwirklichung ihrer obrigkeitlichen Befugniſſe bedient ſich dieſelbe 
durch neuere Geſetze ans dem richterlichen Programme des Staats- regelmäßig der obenerwähnten Kreisſtellen. 
rathes geſtrichen worden. Zur Zeit fallen dieſer Judicatur hauptſächlich Die Verfaſſung der beiden Miniſterien des Innern beruht auf 
noch die Berufungen anheim, welche gegen die von den Kreisregierun⸗ dem bureaukratiſchen Syſtem; die „dirigirenden“ Staatsminiſter ſind 
gen, Kammern des Innern (unter Vorbehalt des Rechtsweges für die an die Anträge und Gutachten ihrer Referenten, auch wenn letztere 
Entſchädigungsfrage) in erſter Inſtanz erlaſſenen Erkenntniſſe über die zu Conſerenzen berufen werden, nicht gebunden. Der Geſchäftsgang in 
Abtretung des Privateigenthumes für öffentliche Zwecke (Expropriation) der Miniſterial⸗Inſtanz iſt geheim und ſchriftlich. Jede Regierungs⸗ 
ergriffen werden. Anch hat der Staatsrath Recurſe der Staatsbeam⸗ anordnung des Königs bedarf nach dem Geſetze über die Verantwort⸗ 
ten und Rechtsanwälte gegen Disciplinarſtraſverfügungen der Miniſterien lichkeit der Miniſter vom 4. Juni 1848 der Gegenzeichnung des be⸗ 
zu beſcheiden. Beſchwerden über amtliche Handlungen der Miniſterien, treffenden Staatsminiſters. Jedem Staatsminiſterium ſteht in feinem 
wodurch angeblich „Kränkungen“ des Eigenthums oder der perjönlichen | Geſchäftsumfange der Antrag auf Beſetzung der untergeordneten Stellen 
Freiheit entſtanden find, können an den König gebracht werden, welcher und Aemter, die Aufſicht auf die Geſchäftsführung derſelben, ſowie die 
nach gutachtlicher Vernehmung des Staatsrathes ſeine Entſchließung Disciplin über ſeine Beamten zu. 
erläßt. Schon in der Formationsordnung für die Minifterien vom 

Liegt eine Verletzung der durch die Verfaſſung gewährleiſteten 9. December 1825 wurde der richtige und wichtige Grundſatz an die 
(eonſtitutionellen) Rechte vor, jo kann fi) der Beſchwerdeführer zunächſt] Spitze geſtellt, daß die Miniſterien in der Regel nur mit der oberſten 
an den Landtag wenden und die Unterſtützung desſelben in Anspruch Aufſicht und Leitung der zu ihrem Reſſorte gehörigen Geſchäftszweige 
nehmen. Die Volksvertretung iſt ſelbſt beſugt, aus eigenem Antriebe ſich befaſſen, das Detail der Verwaltung aber den ihnen untergeord⸗ 
über Verletzung der Verfaſſung Beſchwerde zu führen. — Die vom neten Stellen und Behörden überlaſſen ſollen; dieſe „Regel“ erlitt 
Landtage vertretenen oder erhobenen Beſchwerden werden an den König jedoch im Geſchäftsleben überaus zahlreiche Ausnahmen. Selbſt in 
gerichtet, welcher gemäß Titel X, 8 5 der Verfaſſungsurkunde den jenen Fällen, in welchen neuere Geſetze und Verordnungen die Kreis⸗ 
Staatsrath hierüber entſcheiden⸗läßt. In neueſter Zeit dehnt der Land⸗ regierungen, Kammern des Innern, in zweiter und „letzter“ Inſtanz 
‚tag feine Zuſtändigkeit auf alle Beſchwerden aus, in denen die Ver⸗ entſcheiden laſſen, hat ſich ein miniſterielles „Oberaufſichtsrecht“ aus⸗ 
letzung eines Geſetzes behauptet wird, das irgendwie die Freiheit der gebildet. Hiedurch wird die ſchließliche, conerete Entſcheidung eines ſehr 
Perſon oder Eigenthumsrechte berührt, auch wenn die betreffenden Vor⸗ großen Theiles der Verwaltungsſtreitigkeiten in die Hand der Miniſter 
ſchriften nicht in den erſchwerten Formen eines Verfaſſungsgeſetzes gelegt. 
erlaſſen worden find. Hierdurch entſteht eine neue generelle Beſchwerde⸗ Die Staatsminiſterien erlaſſen nach Maßgabe des Polizeiſtraſgeſetz⸗ 
Zwiſcheninſtanz für laufende Verwaltungsgegenſtände, und zwar bei buches für einzelne Regierungsbezirke oder für den Umfang des Staats⸗ 
einem politiſchen Körper. — ! — gebietes „oberpolizeiliche“ Vorſchriften. — 

Das Geſammtſtaatsminiſterium zerfällt nach dem Realſyſteme Das Königreich Bayern, welches bei der Volkszählung vom Jahre 
gegenwärtig in ſechs Einzelminiſterien, von welchen das Staatsminiſterium 1871 4,862,904 Einwohner auf 1348,08 Qu.⸗Meilen zählte, iſt in 
des Innern mit einer beſonderen Abtheilung für Landwirthſchaft, acht Regierungsbezirke (Kreiſe) eingetheilt. Der räumliche Umfang, die 
Gewerbe und Handel, dann das Staatsminiſterium des Innern für Bevölkerungszahl, die Terrain⸗ und Verkehrsverhältniſſe der einzelnen 
Kirchen⸗ und Schulangelegenheiten, abgeſehen von den vorne angeführ⸗ Kreiſe find ſehr verſchieden; an erſter Stelle befindet ſich nach Areal 
ten Ausnahmen, zuſammen die Spitze des pyramidenförmigen Aufbaues und Volkszahl Oberbayern (Einwohner 841,877 auf 303, Ou.⸗Meilen, 
des adminiſtrativen Organismus bilden. Ihre gegenwärtige Geſtalt rührt ſomit größer als das Königreich Sachſen), an letzter Stelle nach dem 
0 erſt aus der jüngſten Vergangenheit her. (Verordnung vom Umfange die Rheinpfalz (105, Qu.⸗Meilen), nach der Bevölkerung 

December 1871.) Oberpfalz mit Regensburg (496,311 Einwohner). 

Zum Geſchäftsbereiche des Staatsminiſteriums des Innern Jede Kreisregierung theilt ſich in zwei Kammern, in die des 
gehört die centrale Leitung der Regiminal⸗ und Polizeiverwaltung, Innern und in die der Finanzen unter der einheitlichen Leitung des 
der Staatsaufſicht über das Geſammtgemeindeweſen, des Medicinal- | Regierungspräfidenten. Gemeinſame Sitzungen beider Kammern als eines 
und Armenweſens, der ſtaatlichen Förderung der Landwirtſchaſt, des | Ganzen finden ſaſt nur bei der Berathung der an die Landräthe (Pro⸗ 
Handels und der Gewerbe, ſowie die oberſte Landesaufſicht auf Münze vinzialverſammlungen) jährlich zu ſtellenden Anträge ſtatt. 

Maaß und Gewicht, den Verkehr zu Land und Waſſer, das Ver⸗ Den Kammern des Innern ſind als ſachverſtändige Rathgeber 
ſicherungs⸗, Credit⸗, Baus und Bergweſen, endlich die Herſtellung einer | beigegeben: Kreisbaubeamte, ein „Kreisſcholarchat“ — (ein Gremium 
Statiſtik des Königreichs. Demſelben ſind als fachmänniſche (techniſche) von Pädagogen für Begutachtung principieller Fragen im Unterrichts⸗ 
Hilſsorgane eingefügt: die oberſte Baubehörde, ein Obermedicinalrath weſen), — ein Kreismedicinalrath mit dem Kreismedicinalausſchuſſe, ein 
mit einem Obermedieinalausſchuſſe, ein Landesthierarzt, die Normal⸗ Kreisthierarzt, das landwirthſchaftliche Kreiscomité. Die Kreisſchulreferen⸗ 
aichungs⸗ und die ſtatiſtiſche Centralcommiſſion mit einem ſtatiſtiſchen ten werden von den Regierungspräſidenten aus der Zahl der juriſtiſch 
Bureau. gebildeten Regierungsbeamten aufgeſtellt. Dieſen ſtehen ſeit den letzten 

Im unmittelbaren Unterordnungsverhältniſſe zu dem bezeichneten Jahren pädagogiſch gebildete „Kreisſchulinſpectoren“ zur Seite. Als 
Miniſterium ſtehen: die acht Kreisregierungen, Kammern des Innern Hilfsorgan für die Thatkraft befindet ſich an jedem Regierungsſitze ein 
als allgemeine Vollzugsorgane, dann für ſpecielle Zwecke: das Reichs⸗ Gendarmerie⸗Compagnie⸗Commando. 
archiv, Oberbergamt, Corps⸗Commando der militäriſch organiſirten Gen⸗ Die materiellen Geſchäſtsaufgaben der Kammern des Innern ſind 
darmerie, die Landgeſtütsverwaltung, das Generalcomite des landwirth⸗ im Allgemeinen dieſelben, wie jene der beiden Staatsminiſterien des 
ſchaftlichen Vereines, die Handels⸗ und Gewerbekammern. Innern; erſtere ſind jedoch in einigen Gegenſtänden auch den Staats⸗ 

Zur Geſchäſtsſphäre des Staatsminiſteriums des Innern für | minifterien des königl. Hauſes und des Aeußern, dann der Finanzen 
Kirchen⸗ und Schulangelegenheiten gehören alle jene Befugniſſe, welche ſubordinirt. 
dem Monarchen verſaſſungsmäßig in Bezug auf Religion und Religions⸗ In inſtanzieller Hinſicht obliegt ihnen regelmäßig die Beſorgung 


— — —qiw4iäN—̃Cͥñů38383ß85ß8—Z. xƷ48.ä3838.ß—KßKçðꝑ es ee ̃ 6A — —— 


der einſchlägigen laufenden Geſchäſte der Verwaltung und Verwaltungs⸗ 
rechtspflege im zweiten Rechtszug. Den unmittelbaren (primitiven) Voll⸗ 
zug der Geſetze und Verordnungen ſollen ſie ihren Unterbehörden 
belaſſen. . 

In gewiſſen Angelegenheiten find fie ausnahmsweiſe im erſten 
Rechtszuge zuſtändig, in welchen die Berufung an das betreffende Staats⸗ 
miniſterium, beziehungsweiſe an den Staatsrath zu richten iſt, z. B. 
Gemeinde⸗, Heimats⸗, Stiftungsſachen, welche die den Kreisſtellen unmittel⸗ 
bar untergeordneten Städte betreffen, Aufſicht auf die Diſtrictsgemeinden 
(welche den preuß. Kreisverbänden entſprechen), Expropriationen, wichti⸗ 
gere Vorfälle bei Handhabung der Bau⸗Ordnung, der Forſt⸗, Gewerbs⸗ 
Waſſer⸗Geſetze, Aufnahmen in den Staats⸗ und Reichsverband und Ent⸗ 
laſſungen aus demſelben ꝛc. Nach den Beſtimmungen des Polizeiſtraf⸗ 
geſetzbuches find die Kreisverwaltungsſtellen ermächtigt (unter minifterieller 
Controle), „oberpolizeiliche“ Vorſchriſten für den Regierungsbezirk zu 
erlaſſen. 

Die Verfaſſung dieſer Mittelſtellen iſt vorwiegend bureaukratiſch; 
dem Regierungspräſidenten obliegt die Prüfung (Superreviſion) eines 
jeden Entwurfs, ſowie die Unterzeichnung aller Reinſchriften beider 
Kammern. Daß eine ſo coloſſale Verantwortlichkeit im wirklichen Ge⸗ 
ſchäftsleben nur cum grano salis gehandhabt werden kann, iſt wohl 
begreiflich. Der Regierungsdirector der Kammer des Innern beſorgt 
neben ſeinem Referate in der Regel die Vorprüſung der Concepte und 
iſt Stellvertreter des Regierungspräſidenten. Der Finanzkammerdirector 
unterzeichnet als „Etatscurator“ (Caſſenrath) alle Zahlungsanweiſungen 
der Kammer des Innern mit. 

Nur ausnahmsweiſe läßt die Formationsordnung vom 17. De⸗ 
cember 1825 eine collegiale Geſchäſtsbehandlung bei den Kreisſtellen zu, 
bei welcher die Stimmen der Regierungsaſſeſſoren den Stimmen der 
Regierungsräthe ganz ebenbürtig ſind. In dieſen Ausnahmsfällen ver⸗ 
ſtärkte die Berordnung die Autorität des mit der Disciplinargewalt be⸗ 
kleideten Regierungschefs durch die Beſugniß, Beſchlüſſe des Collegiums 
(jene in beſtimmten Streitſachen ausgenommen) nach ſeinem Ermeſſen zu 
ſiſtiren. 

In den letzten Jahrzehnten hat ſich der Geſetzgeber conſequent 
beſtrebt, das collegiale Moment in der Doppelverfaſſung der Kreis⸗ 
ſtellen in verwaltungsrechtlichen Gegenſtänden nach Thunlichkeit zu ent⸗ 
wickeln und zu kräftigen. Das Verſahren in der Regierungsinſtanz war 
bis zum 1. Januar 1873 ausſchließend geheim und ſchriftlich. Der 
Geſchäftsgang in den Regierungsſitzungen richtet ſich theilweiſe noch nach 
einer churfürſtlichen Hofrathsordnung vom Jahre 1779. Erſt bei der 
Einführung der Reichsgewerbeordnung wurden die Sitzungsſäle der bay⸗ 
eriſchen Kreisregierungen (in Gewerbeſachen) dem Zutritte des Publi⸗ 


cums geöffnet. 
(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Beſchädigungen an ſtädtiſchen Anlagen ſind (in Böhmen) nicht 
als Feldfrevel, ſondern als Uebertretungen der Straßenpolizei⸗ 
ordnung zu ſtrafen. 


Das Bürgermeiſteramt in N. hat am 2. Mai 1876 der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in N. angezeigt, daß der Taglöhner Peter St. über 
Auftrag feiner Arbeitgeberin Aloiſia H. in den ſtädtiſchen Anlagen an 
den Stämmen von 8 Bäumen einen Feldſrevel begangen habe, und 
zugleich die Bezirkshauptmannſchaft gemäß 8 31 des Feldſchutzgeſetzes 
um die Einleitung der Strafamtshandlung gebeten, nachdem es ſich um 
einen der Gemeinde zugeſügten Schaden handelt und daher der Ge⸗ 
meindevorſtand befangen iſt. 

Die Bezirkshauptmannſchaſt hat die Aloiſia H. wegen Jeldfrevels 
zu einer Geldſtrafe von 5 fl., dann mit Rückſicht auf ihr Zugeſtänd⸗ 
niß, daß ſie nur von 2 Bäumen die Aeſte abſchneiden ließ, den von 
ihr an die N. ber Renten zu leiſtenden Schadenerſatz mit dem für 
dieſe 2 Bäume commiſſionell ſichergeſtellten Beſchädigungswerthe von je 
5 fl. mit 10 fl. bemeſſen; dagegen in Betreff des Mehranſpruches die 
Gemeinde N. auf den Civilrechtsweg verwieſen. e; 

Im Statthaltereirecurſe machte Aloiſia H. geltend, daß die ihr 
zur Schuld gelegte Handlung darin beſtehe, daß ſie an 2 im Gaſſen⸗ 
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grunde vor ihrem Hauſe gepflanzten Lindenbäumen die in's Fenſter 
dieſes Wohnhauſes hinein ragenden Aeſte ſtutzen ließ, um beim Oeffnen 
des Fenſters durch dieſelben nicht behindert zu ſein. 

Das Feldſchutzgeſetz ſei auf dieſen Fall nicht anwendbar, denn 
dasſelbe beziehe ſich ausſchließlich auf den Schutz des Feldgutes und 
beſtimme im § 1 ausdrücklich, daß unter Feldgut das offene Feld 
und alle darauf befindlichen mit dem Betriebe der Landwirthſchaft im 
Zuſammenhange ſtehenden Gegenſtände und Vorrichtungen zu verſtehen 
ſeien. Die 2 Lindenbäume ſtehen in dem Verbindungsgäßchen zwiſchen 
den ſtädtiſchen Anlagen und der zum ehemals 3. . ſchen Hofe führenden 
Gaſſe, und es liege auf der Hand, daß ein im Weichbilde der Stadt 
gelegenes Gäßchen kein offenes Feld ſei und daß die darin gepflanzten 
Lindenbäume mit dem Betriebe der Landwirthſchaft in gar keinem Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen. Das auf Grund des Feldſchutz⸗Geſetzes geſchöpfte 
Erkenntmß ſei ſomit null und nichtig; ſie habe den Taglöhner Peter 
St. bloß dazu gedungen, daß er die Aeſte der zwei vor ihrem Hauſe 
gepflanzten Lindenbäume, inſoweit dieſelben bis in die Fenſter ihres 
Hauſes ragten, abſchneide. Der Luftraum vor ihrem Hauſe bis zur Dach⸗ 
traufe ſei ihr Eigenthum und ſie nach § 422 a. b. G. B. berechtigt 
geweſen, die Aeſte jener Bäume, inſoweit ſie in dieſen Luftraum hinein⸗ 
ragten, abſchneiden zu laſſen. 

Die Statthalterei hat mit Entſcheidung vom 24. September 
1876, das Erkenntniß abgeändert und Aloiſia H. wegen der eigenmäch⸗ 
tigen, durch ihren Taglöhner Peter St. in ihrem Auftrage vollzogenen 
Abſtutzung der Zweige an zwei der Gemeinde N. gehörigen Linden⸗ 
bäumen nach $ 16 alin. 1 und § 15 alin. 4 des Feldſchutzgeſetzes für 
Böhmen vom 12. October 1875 (L. G. Bl. Nr. 76) in eine Geld⸗ 
ſtrafe von 2 fl. und nach § 1315 a. b. G. B. in den Erſatz des ver⸗ 
urſachten Schadens im Betrage von 2 fl. bei jedem Baume, fomit im 
Betrage von 4 fl. verfällt. 

Das Miniſterium des Innern hat in Folge Recurſes der Aloiſia 
H. unterm 27. März 1877, 3. 18284 ex 1876, erkannt: 

„Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
k. k. Ackerbauminiſterium über den Miniſterialrecurs der Aloiſia H. gegen die 
Statthalterei⸗Entſcheidung vom 24. September 1876, mit welcher unter 
Abänderung des Straferkenntniſſes der Bezirkshauptmannſchaft in N. 
vom 21. Auguſt 1876 die Recurrentin wegen der eigenmächtigen, 
durch ihren Taglöhner Peter St. in ihrem Auftrage vollzogenen Ab⸗ 
ſtutzung der Zweige an zwei der Gemeinde N. gehörigen Lindenbäumen 
nach $ 16 alinea 1 und § 15. alinea 4 des Geſetzes vom 12. Octo⸗ 
ber 1875, L. G. Bl. für Böhmen Nr. 76 in eine Geldſtrafe von 2 fl. 
und in den Erſatz des verurſachten Schadens von 4 fl. verfällt worden 
iſt, die Stakthalterei⸗Entſcheidung dahin abzuändern, daß Aloiſia H. der 
Uebertretung des 8 1 der Straßenpolizei⸗Ordnung vom 15. Juni 1866, 
G. u. V. Bl. für Böhmen Nr. 47, begangen durch veranlaßte Beſchä⸗ 
digung von 2 in der als Gemeindeweg dienenden Gaſſe gepflanzten 
Alleebäumen ſchuldig iſt, und nach § 12 der Straßenpolizei⸗Ordnung zu 
einer Geldſtrafe von 2 fl. und zum Erſatze von 4 fl. an die Stadtge⸗ 
meinde N. für die beſchädigten 2 Lindenbäumen verurtheilt wird. 

Denn aus der gepflogenen Localerhebung ſowie aus den Aus⸗ 
ſagen der einvernommenen Zeugen, dann aus dem eigenen Ge⸗ 
ſtändniſſe der Aloiſia H. geht hervor, daß der Taglöhner Peter St. 
über Auftrag der Aloiſia H. die Zweige von 2 vor ihrem Hauſe 
befindlichen, in dem Gaſſengrunde gepflanzten und der Gemeinde N. 
gehörigen Lindenbäumen abſtutzen ließ und es wurde der an jedem 
der beiden Bäume zugefügte Schaden mit je 2 fl. feſtgeſtellt. Nachdem 
dieſe Bäume in einer Stadtgaſſe ſich befinden, das Geſetz, betreffend 
den Schutz des Feldgutes vom 12. October 1875, L. G. Bl. Nr. 76, 
im $ 1 als Feldgut das offene Feld und alle darauf befindlichen, mit 
dem Betriebe der Landwirthſchaft im Zuſammenhange ſtehenden Gegen⸗ 
ſtände und Vorrichtungen erklärt, ſo liegt der objective Thatbeſtand 
des im § 3 lit. c dieſes Geſetzes bezeichneten Feldfrevels nicht vor. 

Dagegen hat Aloiſia H. durch die über ihren Auftrag ſtattge⸗ 
fundene Beſchädigung der beiden Lindenbäume, welche zu der Allee 
in der an ihrem Hauſe vorbeiziehenden und als Straße dienenden 
Stadtgaſſe gehören, ſich der Uebertretung des §8 1 der Straßenpolizei⸗ 
Ordnung vom 15. Juni 1866, G. und V. Bl. Nr. 47 ſchuldig 
gemacht und mußte wegen dieſer Uebertretung nach § 12 zu einer 
Geldſtraſe, ſowie nach § 1 dieſes Geſetzes zum Erſatze des entſtandenen 
Schadens verurtheilt werden .. —. ; 
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1 ö 8 e vom 17. December | Bei Hereinbringun rückſtändiger Stempelſtrafgebühren im Exe⸗ 
284k. Veroſſenkiſchung des Ju er aer mt Beſchlag belegten | cutionswege ſindets das Geſetz vom 29. April 1873, Nr. 48 
Druckſchrift im Wege der Neproducirung der bezüglichen Ein⸗ R. G. B., keine Anwendung. 
ſpruchsverhandlung⸗ Anton K., Diurniſt bei der Handels⸗ und Gewerbekammer in 
Das Blatt Z. 68 vom 19. März 1876 der politiſchen Zeitung Reichenberg, war anläßlich der Ueberreichung mehrerer gerichtlicher Ein⸗ 
„II Cittadino“ wurde wegen eines in demſelben abgedruckten Proteſtes gaben, wegen Uebertretung des Gebührengeſetzes notionirt worden. Da 
des Juſurgentenſührers L. an den Statthalter von Dalmatien mit Be- er den hierüber rückſichtlich der wider ihn verhängten Stempelſtrafen 
ſchlag belegt. Der Gerichtshof erkannte in dem Inhalte dieſes Proteſtes erfloſſenen Zahlungsaufträgen des Reichenberger Hauptſteueramtes nicht 
das Vergehen des § 300 St. G., und verbot deſſen weitere Verbreitung. nachkam, ſuchte die Finanzprocuratur noe. des Gebührenärars beim 
Ueber den dagegen von dem Redacteur erhobenen Einſpruch fand eine k. k. ſtädt. del. Bezirksgerichte in Reichenberg um die executive Ein⸗ 
öffentliche Verhandlung im Sinne des $ 493, Abſ. 2 St. P. O. ſtatt; antwortung und Erfolglaſſung des dem Anton k. zukommenden Diurnums 
der Einſpruch wurde verworfen und die frühere Entſcheidung aufrecht täglicher 1 fl. 25 kr. peto. jener Stempelſtrafgebühren an, wurde jedoch 
erhalten. Der „Cittadino“ brachte nun in ſeinem Blatte Z. 86 vom mit dieſem Geſuche vom Bezirksgerichte unterm 14. April 1876, 
9. April 1876 einen Bericht (resoconto) über die ganze Verhandlung, Z. 4728, abgewieſen, weil der Execut Anton X., im Falle derſelbe 
weßwegen die Staatsanwaltſchaft das Blatt mit Beſchlag belegen ließ, als eine dauernd im Privatdienſte angeſtellte Perſon angeſehen werden 
und ſowohl den Redacteur als auch den Advocaten Dr. F. des Ber⸗ wollte, nach der Geſuchsangabe einen den Betrag von jährlichen 600 fl. 
gehens nach $ 24 Preßgeſetzes anklagte. Das Landesgericht ſprach den | überfteigendeu Bezug, welcher nach § 2 des Geſetzes vom 29. April 
Redacteur des Vergehens nach § 24 Preßgeſetzes, und den Dr. F. 1873, Nr. 68 R. G. B., der Execution erſt zu Grunde gelegt werden 
wegen Mitſchuld an dieſem Vergehen ſchuldig und belegte jeden mit könnte, nicht hat und anderſeits nach § 3 des eben citirten Geſetzes im 
einer Strafe von 10 fl., „weil jener durch die Anordnung des Druckes, Falle der Execut nur als Tagſchreiber angeſehen werden könnte, eine 
dieſer durch die Mitwirkung zum Drucke des Berichtes über die Ein⸗ Execution bloß auf deſſen bereits fälliges Diurnum bewilligt werden 
ſpruchsverhandlung, in welchem die beanſtändeten Ausdrücke des im darf, diesfalls aber das Geſuch nicht einmal irgend welche Anhalts⸗ 
Blatte Z. 68 abgedruckten und mit dem Verbote der Weiterverbreitung punkte bietet. 
belegten Proteſtes vorkommen, wiſſentlich den Inhalt einer mit Beſchlag Das k. k. O. L. G. in Prag änderte über Recurs der Finanz⸗ 
belegten Druckſchrift veröffentlicht habe“. Gegen dieſes Erkenntniß brachte procuratur unterm 8. Mai 1876, 3. 12.162, den angeſochtenen Be⸗ 
Dr. F. die Nichtigkeitsbeſchwerde auf Grund des § 281, 3. 9 a ſcheid ab und bewilligte auf Grund der gegen Anton K. erfloſſenen 
St. P. O. ein und behauptete, daß die Veröffentlichung eines Berichtes Zahlungsaufträge des Reichenberger Hauptſteueramtes die angeſuchte 
über eine öffentliche Gerichtsverhandlung nicht ſtrafbar ſein könne, indem executive Einantwortung und Erfolglaſſung des dem Anton K. bei der 
ihr die Oeffentlichkeit durch das Geſetz gewährleiſtet jei; daß ferner in | Handels- und Gewerbekammer in Reichenberg zukommenden, in monat⸗ 
dem Berichte nicht der fragliche Proteſt, ſondern nur einzelne aus dem lichen Decurſivraten bezogenen Diurnums täglicher 1 fl. 25 kr. zur 
Zuſammenhange geriſſene Stellen angeführt worden ſeien, daß man daher Hereinbringung und bis zur Deckung der ſchuldigen Gebühren zu Handen 
nicht ſagen könne, durch den Bericht ſei der Inhalt einer mit Beſchlag des Aerars; weil es ſich um Gebühren von Eingaben, daher um öffent⸗ 
belegten Druckſchrift veröffentlicht worden. Das Vergehen des § 24 liche Abgaben handelt, auf welche nach § 7 des Geſetzes vom 29. April 
Preßgeſetzes liege folglich nicht vor. 1873, Nr. 68 R. G. B., die Beſtimmungen dieſes Geſetzes keine An⸗ 
Der k. k. Caſſationshof erkannte mit Entſcheidung vom 9. März wendung finden, ſondern lediglich die allgemeinen Vorſchriften über die 
1877, 3. 14.105: Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten, Adv. Execution Platz haben, wornach die gebetene Einantwortung gemäß 
Dr. F. wird verworfen und Nichtigkeitswerber zur Zahlung der allen⸗ § 314 a. G. O. anſtandslos zu bewilligen war. 
falls durch Ergreifung dieſes Rechtsmittels verurſachten Koſten verurtheilt.. Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſch. vom 4. Juli 
Gründe:. ... . „Bezüglich des erſten Beſchwerdegrundes kommt 1876, Z. 7760 die obergerichtliche Entſcheidung in der Erwägung, daß 
zu erwägen, daß allerdings die Veröffentlichung eines Berichtes durch dieſelbe auf den rechtskräftigen Zahlungsauflagen des Steueramtes, welche 
eine Druckſchrift über eine öffentliche Gerichtsverhandlung in der Regel; allerdings öffentliche Abgaben zum Gegenſtande haben, beruht, das Geſetz 
geſtattet iſt, daß aber dann, wenn eine von Beſchlagnahme oenone vom 29. April 1873, Nr. 68 R. G. B., nach § 7, Abf. 2 lit. a 
Druckſchrift bei der Gerichtsverhandlung zur Verleſung gebracht oder desſelben daher vorliegend nicht zur Anwendung gelangt und demzufolge 
ſonſt zur Erörterung und Beſprechung gelangte, die beſagte Regel eben die von der k. k. Finanzprocuratur angeſuchte Execution gemäß 8 212 
nach der prohibitiven Vorſchriſt des § 24 des Preßgeſetzes eine Aus⸗ und 313 a. G. O., dann Hfd. vom 7. September 1835, Nr. 80. 
nahme erleidet, da der Zweck dieſes Geſetzes iſt, zu verhindern, daß auf J. G. S., zu bewilligen war. Ger. H. 
irgend eine Weiſe und in irgend einer Form eine von der Beſchlag⸗ . ̃ . ̃ — ee 
nahme betroffene Druckſchrift veröffentlicht oder weiter verbreitet werde. Perſonalien. 
— Bezüglich des zweiten Beſchwerdegrundes iſt zu erwägen, daß in Seine Majeftät haben dem Finanzobercommiſſär Jakob Migotti auläß⸗ 
dem § 24 Preßgeſetzes nicht ſeſtgeſetzt iſt, daß zum Thatbeſtande dieſes lich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel eines Finanzrathes verliehen. 
Delictes die Veröffentlichung des vollen Inhaltes der mit Beſchlag be | . b Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevldenten im Handelsminiſterium 
5 il ja Moriz Jettel das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
legten Druckſchrift erfordert werde und zwar aus dem Grunde, weil ja Seine Majeftät haben dem Regierungsrathe Franz Ritter v. Srbik an⸗ 
auch bloß in einer oder mehreren Stellen der Druckſchrift die Verletzung läßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfre 
des Helge lezen enthalten. ein KA ıIDEger welchen Die ee ea Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
eee e e en bekleideten Hoſſecretär des gemeinſamen oberſten Rechnungshofes Ferdinand 


{ : 5 5 Geiſinger zum Leiter des oberſthofmeiſterämtlichen Rechnungsdepartements 
dem Berichte, um welchen es ſich handelt, verſchiedene beanſtändete Stellen ernannt und dem Rechnungsrathe dieſes Departements Ludwig Hebenſtreit 
des gedruckten Proteſtes des L. vorkommen und daß dies durch Ver⸗ den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes taxfrei verliehen. 


ſchulden des Redacteurs A. R. und des Advocaten Dr. F. geſchah, 


welchen das gerichtliche Erkenntniß bekannt war, welches die Beſchlag⸗ Erledigungen. 
nahme und das Verbot der Veröffentlichung und Weiterverbreitung jenes Steuerſequeſterſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Sechshaus, gegen 
Proteſtes eben inſoweit ausſprach, als derſelbe die Thatbeſtandserſorderniſſe Grat bis ns 29 5 ER nn ie en 24.0 

. 1 1 annehmers⸗ eventue ontrolors⸗ un 1 enſtelle bei den k. k. euer⸗ 
des Vergehens nach 8 300 St. G. ‚enthielt, Die Handlungsweiſe des ämtern in Kärnten in der neunten beziehungsweiſe zehnten und eilften Rangsclaſſe, 
Dr. F. wurde alſo richtig und nicht irrigerweiſe der Strafſanction des gegen Caution, bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 83.) 
8 24 Preßgeſetz unterzogen.“ 


Rechnungsrathsſtelle bei der Statthalterei in Prag in der achten Rangs⸗ 
elaſſe, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 84.) 
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Mit einer Beilage: Erkenntniſſe des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes 
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